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A. Zielsetzung 

Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen entscheiden 
die Träger der Bauleitplanung auch über Ausgleichs- und Ersatz- 
maßnahmen nach den §§ 8 und 8a des Bundesnaturschutzgeset- 
zes (BNatSchG). Hierbei stellt sich regelmäßig die Frage der Ver- 
fügbarkeit von Flächen für Maßnahmen des Naturschutzes xmd 
der Landschaftspflege. Das Bemühen zahlreicher Gemeinden, 
dieser Problematik durch Festsetzung geeigneter Flächen imd 
Maßnahmen in einem oder mehreren weiteren Teilgebieten eines 
Bebauungsplanes zu begegnen, führt aufgrund nicht eindeutiger 
bundesgesetzlicher Vorgaben häufig zur Beanstandung durch die 
Aufsichtsbehörden. Die mitimter praktizierte Absicherung land- 
schaftspflegerischer Maßnahmen über einen zweiten Bebauungs- 
plan oder anderweitige rechtliche Vereinbarungen schließt eine Re- 
finanzierung von Maßnahmenaufwendungen auf der Grundlage 
einer Kostenerstattungssatzung nach § 8 a Abs. 5 BNatSchG aus. 

B. Lösung 

Die Herbeiführung einer eindeutigen bundesgesetzlichen Rege- 
lung, welche die unzweifelhafte Zulässigkeit räiunlich getrennter 
Teilbebauungspläne für Festsetzungen, die dazu dienen, die zu 
erwartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes auszuglei- 
chen, zu ersetzen oder zu mindern, beinhaltet, würde den Trägem 
der Bauleitplanung die erforderliche Rechtssicherheit an die 
Hand geben, ein landespflegerisch und städtebaulich sinnvolles 
Flächenmanagement zu betreiben, welches die Umsetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen der Bauleitpla- 
nung gewährleistet und eine Refinanzierung von Maßnahmen- 
aufwendungen durch die Gemeinden erlaubt. 

Hierfür bietet sich eine entsprechende Ändemng des - § 8 a 
BNatSchG an, da hier die einschlägigen Regelimgen über den Voll- 
zug der Eingriff sregelimg in der Bauleitplanung verankert sind. 
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C. Alternativen 

Alternativ zu einer Änderung bzw. Ergänzung von § 8 a 
BNatSchG käme auch eine Änderung des Baugesetzbuches im 
Zuge der für das Jahr 1997 vorgesehenen Baurechtsnovelle in Be- 
tracht. Aufgrund der Wichtigkeit der Herbeiführung einer Klä- 
rung des vorstehend geschilderten Sachverhaltes für die gemeind- 
liche Planung erscheint dieser Zeitraum jedoch unverhältnis- 
mäßig lang. Der Willensbekundung des Bundesgesetzgebers 
kann auch durch die Verankerung einer entsprechenden Rege- 
lung innerhalb des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ent- 
sprochen werden. 


D. Kosten 

Zusätzliche Personal- und Sachkosten sind durch die Neurege- 
lung nicht zu erwarten. Auf der Seite der Gemeinden imd Bauher- 
ren ist mit Kostenentlastungen zu rechnen (z. B. durch verringerte 
Grunderwerbskosten). 
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Drucksache WA2A1 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. März 1996 

031 (321) - 235 92 - Na 28/96 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 694. Sitzung am 1. März 1996 beschlossenen Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassimg des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bimdesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit. 


Die Auffassung der Bimdesregiertmg zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellimgnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 


(BNatSchG) 

vom . . . 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 8a des Bundesnaturschutzgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachtmg vom 12. März 1987 
(BGBl. I S. 889), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge- 
setzes vom 6. August 1993 (BGBl. I S. 1458) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 einge- 
fügt: 

„Dabei sind entsprechende Festsetzimgen auch 
in Bebauungsplänen mit räumhch getrennten 
Teilbereichen zulässig. " 


b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt 
gefcißt: 

„Darstellungen der Landschaftspläne sind im 
gesamten Geltimgsbereich des Bauleitplans zu 
berücksichtigen. " 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

d) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 imd wie folgt 
geändert: 

Die Wörter „Sätze 1 bis 4" werden durch die 
Wörter „Sätze 1 bis 5" ersetzt. 

2. In Absatz 3 Satz 2 imd Absatz 5 Nr. 1 werden die 
Wörter „Absatz 1 Satz 4" jeweils durch die Wörter 
„Absatz 1 Satz 5" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemein 

Mit dem durch Artikel 5 Nr. 2 des Investitionserleich- 
terungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 
1993 (BGBl, I S. 466) eingeführten § 8a des Bundes- 
naturschutzgesetzes (BNatSchG) erfolgt der Vollzug 
der naturschutzrechtiichen Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung im Rahmen der Abwägimg durch 
den Träger der Bauleitplanung. Dieser trifft Entschei- 
dungen über Darstellungen und Festsetzungen zum 
Ausgleich, zum Ersatz oder zur Minderung von zu er- 
wartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
oder des Landschaftsbüdes auf den Gnmdstücksflä- 
chen, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, oder im 
sonstigen Geltungsbereich des Bauleitplans. Deren 
Mobilisierung erscheint im siedlungsnahen Bereich 
aufgrund des hohen Störpotentials naturschutzfach- 
hch oft wenig sinnvoll und stellt die langfristige 
Wirksamkeit landschaftspflegerischer Maßnahmen 
durch künftige städtebauhche Entwicklungen in 
Frage. Daneben besteht in unmittelbarer Anbindung 
zu Baugebieten von seiten der Flächeneigentümer 
häufig nur eine geringe Akzeptanz gegenüber Na- 
turschutzmaßnahmen und eine mangelnde Bereit- 
schaft zur Veräußerung ihrer Grundstücke. Der Mit- 
teleinsatz für den Erwerb dieser Flächen zu Bauland- 
preisen steht vielfach in einem Mißverhältnis zm* Effi- 
zienz der eigentlichen Maßnahmen. 

Vor dem Hintergrund, eine städtebauhch und natur- 
schutzfachhch sinnvolle Arrondierung und Nachver- 
dichtung zum späteren Zeitpunkt nicht durch Fest- 
setzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 des Baugesetz- 
buches (BauGB) zu blockieren und damit letztiich 
auch die langfristige Wirksamkeit landschaftspflege- 
rischer Maßnahmen nicht zu gefährden, gibt es eine 
Tendenz, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und 
-flächen abseits der Eingriffsflächen, jedoch noch in 
räumhch-funktionaler Beziehung zu diesen, zu reah- 
sieren. Gleichzeitig kann hierdurch eine Kostenentla- 
stung für Gemeinde und Bauherren eintreten, weil 
für den Erwerb von Kompensationsflächen keine 
Baulandpreise mehr veranschlagt werden müssen. 

Die Umsetzung der naturschutzrechtlichen Eingriffs- 
regelung in die Praxis der Bauleitplanung ist bundes- 
weit uneinheitlich. Zum Teil weichen die Gemeinden 
auf die Möghchkeit eines zweiten Bebauungsplanes 
mit rein landespflegerischen Festsetzungen aus oder 
sichern die jeweiligen Flächen und Maßnahmen 
durch anderweitige rechtliche Vereinbarungen (z. B. 
Kauf, Pacht, Eintrag von Grunddienstbarkeiten) ab. 

Eine Refinanzierung der hierfür erforderhchen Maß- 
nahmenaufwendungen auf der Grundlage einer Ko- 
stenerstattungssatzung nach § 8a Abs. 5 BNatSchG 
ist den Gemeinden in diesen Fällen regelmäßig ver- 
wehrt. Finanzielle Erwägungen können die Gemein- 
den dazu veranlassen, im Grunde genommen von 


ihnen gewünschte Kompensationsmaßnahmen durch 
„Weg- Abwägung" landespflegerischer Belange zu 
vermeiden. Als weitere Möghchkeit verbleibt die 
ausschüeßhche Kostentragung durch die Gemein- 
de. Beide Ansätze laufen der Intention des § 8a 
BNatSchG und dem darin verankerten Verursacher- 
prinzip zuwider. 

Hinzu kommt, daß auch das Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April 1993 
in seiner Begründung ausdrücklich keine Absen- 
kung ökologischer Standards zum Ziele hat. Dem- 
gegenüber ist die bundesweite Vereinheitiichung 
des Vollzugs der Eingriffsregelung in der Bauleitpla- 
nung und die Übertragung eines „Mehr" an Verant- 
wortung an die kommunale Selbstverwaltung beab- 
sichtigt. Diesem Gedanken entspricht die beabsich- 
tigte Änderung des BNatSchG. 

Die Ändenmg des § 8a BNatSchG soll dieses Pro- 
blem dadurch lösen, daß die Zulässigkeit von Teil- 
bebauungsplänen für Festsetzungen zxim Ausgleich, 
zum Ersatz und zur Minderung von Beeinträchtigun- 
gen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes 
klargestellt wird und damit eine Refinanzierung 
solcher Maßnahmenaufwendungen unzweifelhaft 
möghch ist. 


11. Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 

Nummer 1 Buchstabe a stellt klar, daß die Fest- 
setzung räimüich getrennter Teilbereiche eines Be- 
bauungsplanes zur Gewährleistung landespflegeri- 
scher Kompensationsmaßnahmen unzweifelhaft zu- 
lässig ist. Für diese Fälle wird damit auch die 
Refinanzierbarkeit von Maßnahmenaufwendungen 
der Gemeinden sichergestellt. Nummer 1 Buch- 
stabe b verdeutlicht mit der neuen Fassung von 
Satz 4, daß Darstellungen der Landschaftspläne auch 
weiterhin im Rahmen der gesamten Bauleitplanung 
zu berücksichtigen sind und daß es sich bei Be- 
bauungsplänen mit räiimlich getrennten Teilberei- 
chen xim einen Bebauungsplan mit mehreren Gel- 
tungsbereichen handeln kann. Nummer 1 Buch- 
stabe c und d sowie Nummer 2 behandeln redaktio- 
nelle Folgeänderungen. 


Zu Artikel 2 

Das Inkrafttreten des Gesetzes am Tage nach seiner 
Verkündung entspricht der Dringhchkeit einer ein- 
deutigen Regelung und soll eine zeitnahe Anwen- 
dung durch die Träger der Bauleitplanung gewähr- 
leisten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


1 . 

Die Bundesregierung begrüßt die Zielsetzung des 
Gesetzentwurfs, die bauplanungsrechtlichen Grund- 
lagen für die Zuordnung von Festsetzungen für Aus- 
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zu den Grundstücks- 
flächen, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, zu er- 
weitern. 


IL 

Die Bundesregierung lehnt jedoch die vom Bundes- 
rat vorgeschlagene rechtliche Lösung ab. Gegen Be- 
bauungspläne nüt mehreren, räumlich getrennten 
Teilbereichen bestehen bauplanungsrechtliche Be- 
denken. Das Baugesetzbuch geht von einem plane- 
rischen Leitbüd aus, nach welchem die durch eine 
Bauleitplanung ausgelösten Fragen und Folgen in 
einem Plan mit einheithchem Plangebiet zu regeln 
sind. Eine spezielle Erlaubnis, hiervon abzuweichen, 
birgt die Gefahr in sich, daß auch in anderen Konstel- 
lationen Bebauungspläne in mehrere Teilbereiche 
aufgespalten werden. Eine Zersplitterung der Bau- 
leitplanung und damit ein Verlust an Integrations- 
fähigkeit der Gesamtplanung wäre zu befürchten. 

Die Bundesregienmg ist zudem der Auffassimg, daß 
das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Anhegen nicht 


nur punktuell gelöst werden kann, sondern in ein 
planerisches Gesamtkonzept eingebunden werden 
muß. Hierzu sind ergänzende Regelungen zur Regio- 
nalplanung, zur Flächennutzungsplanung, zur Land- 
schaftsplanung und zu den Voraussetzungen der 
Zuordnung von Ausgleichs- und Ersatzflächen zu 
den vom Eingriff betroffenen Grundstücksflächen zu 
prüfen. 

Dabei ist angesichts der beabsichtigten zusätzhchen 
Möghchkeit einer räumhchen Trennung dieser Flä- 
chen insbesondere die rechtsschutzsichere Abrech- 
nung der Vorausleistungen der Gemeinden für den 
naturschutzrechtiichen Ausgleich oder Ersatz gegen- 
über den begünstigten Vorhabenträgern oder Grund- 
stückseigentümern durch flankierende gesetzüche 
Regelungen sicherzustellen. 


m. 

Die Bimdesregierung wird das mit dem Gesetzent- 
wurf verfolgte Arüiegen bei den anstehenden Novel- 
üerungen des Bundesnaturschutzgesetzes und des 
Baugesetzbuches aufgreifen und in die Gesamtüber- 
legungen zur Fortentwicklimg imd weiteren Harmo- 
nisienmg von Bauplanungs- und Naturschutzrecht 
einbinden. 
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